
Pensionskassenrefom stösst im 
Landtag auf breite Zustimmung 
Reform Die Vorlage zur Abänderung des Gesetzes über die Betriebliche Personalvorsorge von Regierungschef-Stellvertreter 
Zwiefelhofer fand im Landtag hohen Zuspruch. Bis zur zweiten Lesung gibt es aber noch viele Hausaufgaben für den Minister.  

VON DORIS QUADERER

Etwas wurde in der Eintretensdebat-
te sehr deutlich – wenn die Politik 
jetzt nicht handelt, dann wird es 
künftig immer mehr Menschen ge-
ben, die auf AHV-Ergänzungsleis-
tungen, also auf Sozialhilfe im Ren-
tenalter angewiesen sind. Dem will 
die Regierung mit dieser Vorlage 
entgegenwirken. Die Stossrichtung 
der Vorlage wurde von allen 25 Ab-
geordneten begrüsst, alle stimmten 
für Eintreten. Bei verschiedenen 
Punkten gab es jedoch Bedenken, 
welche in einer rund dreistündigen 

Eintretensdebatte ausführlich disku-
tiert wurden.

Werden Massnahmen reichen?

Für die Fraktion der Freien Liste ist 
klar, auch nach der Reform werden 
die einbezahlten 
Pensionskassengel-
der in vielen Fällen 
nicht für ein an-
ständiges Leben im 
Alter reichen. Die 
FL-Abgeordneten  
forderten deshalb, 
dass mindestens 10 Prozent der ver-
sicherten Lohnsumme in die Pensi-

onskasse f liessen sollen – dies aufge-
teilt in einen Arbeitnehmerbeitrag 
von 4,5 Prozent und einen Arbeitge-
berbeitrag von 5,5 Prozent. 
Regierungschef-Stellvertreter Tho-
mas Zwiefelhofer gab zu bedenken, 

dass die Belastung für Un-
ternehmen dadurch zu 
hoch werden könnte. Das 
Marktumfeld sei bereits 
jetzt sehr schwierig, hier 
die Lohnnebenkosten 
noch weiter zu erhöhen, 
wäre für viele Betriebe 

sehr schmerzhaft. Generell sieht 
Zwiefelhofer das Gesetz eher als 

sehr liberalen Rahmen, welcher üb-
rigens auch von Schweizer Experten 
als sehr gut bewertet werde. Es wer-
de stark auf Eigenverantwortung ge-
setzt. Der Landtag habe bei der 
Schaffung des Gesetzes vor 26 Jah-
ren bewusst nur Mindeststandards 
vorgegeben. Die im Gesetz vorgege-
benen Bestimmungen sehen also 
nicht vor, dass jemand im Alter sei-
nen gewohnten Lebensstandard 
fortführen kann. Es geht lediglich 
darum, die Existenz zu sichern. Da-
ran wird sich mit der neuen Vorlage 
nicht viel ändern. 
 Landtag: Seiten 4 und 5

«Es ist ein
sehr liberales

Rahmengesetz.»
THOMAS ZWIEFELHOFER

WIRTSCHAFTSMINISTER



Der Feind des Guten ist das Bessere. 
Die Vorlage der Regierung geht zwar 

in die richtige Richtung – aber zu wenig 
weit. Was passiert im Zusammenhang mit 
dem einmaligen Kapitalbezug? Im Jahr 
2013 waren es 54 Prozent, im Jahr 2014 
bereits 62 Prozent der Versicherten, die 
den einmaligen Kapitalbezug wählten. Zu-
mindest die Zahlen sprechen hier für einen 
Trend. Gerade Menschen mit tieferem 
Sparkapital beziehen laut der Regierung 
eben tendenziell das Kapital und keine 
Rente. Und genau bei diesen Personen be-
steht eben das Risiko, dass sie am Ende 
des Tages auf staatliche Ergänzungsleis-
tungen angewiesen sind. Wir müssen ge-
wisse Schranken einführen, denn ansons-
ten leben wir hier mit einem Restrisiko, 
welches nicht zu unterschätzen ist. Wenn 
wir den Kapitaleinbezug einschränken wür-
den, würde eine lebenslange Rente übrig-
bleiben. Dann hätte man möglicherweise 
das Problem um die Pflege im Alter finan-
ziert. Ich spreche nicht von einer komplet-
ten Einschränkung des Kapitalbezugs, aber 
zumindest den obligatorischen Teil sollten 
wir schon zurückhalten.

Wendelin Lampert (FBP)

Die Vorlage erhöht die Beiträge von Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern we-

sentlich, dadurch wird ein höheres Kapital 
angespart, das dann im Alter zur Verfü-
gung steht. Mit dieser Massnahme wird der 
Nettolohn der Arbeitnehmer aber deutlich 
geringer. Die Möglichkeit, dass junge Leute 
überhaupt eine Chance haben, in Liechten-
stein zu einem Eigenheim zu kommen, wird 
mit der Beitragserhöhung beziehungswei-
se der Streichung des Freibetrages noch-
mals verschärft. 
In der Schweiz kennt man einen Vorbezug 
von Pensionskassengeldern im Rahmen 
der Wohneigentumsförderung. Dieses Sys-
tem erlaubt es, für den Erwerb von selbst 
genutztem Wohneigentum Geld aus der 
beruflichen Vorsorge zu verwenden. Ein 
Bericht aus der Schweiz zeigt, dass der 
Vorbezug zum Kauf einer Immobilie wenig 
problematisch ist und nicht zu höheren Er-
gänzungsleistungen führt, da die Immobi-
lie bei der Berechnung von Ergänzungs-
leistungen berücksichtigt wird. Auch in 
Liechtenstein könnte ein solches System 
eingeführt werden. Damit würde die Wahl-
freiheit der Versicherten erhöht. 

Manfred Batliner (FBP)

PK-Reform: «Für viele wird es ein hartes 
Aufschlagen am Boden der Realität»
Landtag Mehr als drei Stunden lang haben die Abgeordneten die Reform der Pensionskasse diskutiert. Die Stossrichtung stimmt, darin waren sich die 
Abgeordneten einig. Dennoch  - die steigenden Lohnnebenkosten und der weiterhin uneingeschränkte Kapitalbezug gaben Anlass zu Diskussionen . 

VON DORIS QUADERER 

Was im Landtag ein fast 
ganztägiger Tranktan-
denpunkt war, ist in der 
breiten Bevölkerung 

bisher noch kaum diskutiert worden 
– die Reform der betrieblichen Pensi-
onskasse. Einige Abgeordnete wun-
derten sich über das «Desinteresse», 
schliesslich könnten hier einige noch 
eine böse Überraschung erleben, 
meinte der FBP-Abgeordnete Eugen 
Nägele: «Wenn diese Umsetzungen 
kommen und der Freibetrag fällt 
und der Arbeitnehmer sieht, welche 
Abzüge dann auf seinem Lohnzet-
tel gemacht werden, dann glaube 
ich, dass einige sehr hart auf dem 
Boden der Realität aufschlagen wer-
den.» Parteikollege Elfried Halser 
teilte diese Sorge: «Insbesondere für 
junge Arbeitnehmer und Geringver-
diener führen die vorgeschlagenen 
Massnahmen zuerst einmal zu einer 
deutlichen fi nanziellen Mehrbelas-
tung.» Es sei nicht auszuschliessen, 
dass durch die höheren Beiträge 
gewisse Erwerbstätige zu Bezügern 
von Ergänzungsleistungen werden 
könnten, mahnte er. 

Reformbedarf unbestritten
Dennoch blieb unbestritten, dass 
verschiedene Massnahmen nötig 
sind, um die betriebliche Altersvor-
sorge langfristig zu sichern. Schliess-
lich werden die Menschen in Liech-
tenstein immer älter, was zu einer 
längeren Rentenbezugsdauer führt. 
Ausserdem tun sich die Vorsorgeein-
richtungen zurzeit schwer, auf den 
mauen Finanzmärkten eine Rendite 
zu erwirtschaften. Dies ist deshalb 
problematisch, weil die laufenden 
Renten mit den auf den Kapital-
märkten erzielten Renditen aus dem 
Kapital der aktiv Versicherten finan-
ziert werden. 

Mit vier Massnahmen will Regie-
rungschef-Stellvertreter Zwiefelho-
fer den Pensionskassenkonten zu  
mehr Kapital verhelfen. So will er 
die Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
beiträge auf mindestens je 4 Prozent 
erhöhen und den heute gültigen 
Freibetrag in der Höhe von 13 920 
Franken abschaffen. Ausserdem 
müssten nach Inkrafttreten im Janu-
ar 2017 bereits 19-Jährige in die Pen-
sionskasse einzahlen, heute gilt die-

se Pflicht erst mit 23 Jahren. Ausser-
dem würde die Einkommensschwel-
le gesenkt. Das heisst, dass Gering-
verdienende mit einem Jahresein-
kommen von 13 920 Franken bereits 
einzahlen müssten, jetzt liegt die 
Schwelle bei 20 880 Franken.  

Mittlere Katastrophe
Der FL-Abgeordnete Thomas Lage-
der kritisierte, dass diese Massnah-
men nicht reichen würden. Das Ni-

veau der betrieblichen Vorsorge in 
Liechtenstein werde auch nach der 
Reform deutlich tiefer bleiben als in 
der Schweiz: «In der Schweiz werden 
im Schnitt über 40 Jahre 12,5 Lohn-
prozente der Lohnsumme in der be-
trieblichen Vorsorge für das Alter zu-
rückgelegt. Es stellt sich nun die zen-
trale Frage, warum es sich der Liech-
tensteiner erlauben kann, nur gera-
de acht Prozent im Minimum in die 
Altersvorsorge zurückzulegen?» 
Mit Beiträgen von acht Pro-
zent könne nicht mit gu-
tem Gewissen davon aus-
gegangen werden, dass 
das Geld später zum Le-
ben reiche. Er und seine 
Fraktionskollegen plä-
dierten deshalb dafür, 
dass mindestens zehn 
Prozent von der Brut-
tolohnsumme in die 
Pensionskasse f liessen sollen – 
und zwar aufgeteilt in einen Arbeit-
geberbeitrag von 5,5 Prozent und ei-
nen Arbeitnehmerbeitrag von 4,5 
Prozent. Schliesslich mahnte Tho-
mas Lageder, dass der Umwand-
lungssatz, mit welchem die Höhe der 
Renten berechnet wird, angesichts 
der dümpelnden Finanzmärkte 
künftig massiv sinken könnte. Er 
geht davon aus, dass in absehbarer 
Zeit die Renten 25 Prozent unter dem 
Niveau von 2007 liegen könnten. Für 
den Durchschnittsrentner wäre das 
mindestens eine mittlere Katastro-
phe, so Lageder. 

Kapitalbezug einschränken? 
Eine längere Debatte entspann sich 
auch darüber, ob der Kapitalbezug 
eingeschränkt werden sollte. Der 
FBP-Abgeordnete Wendelin Lam-
pert sprach sich dafür aus, wenigs-
tens den obligatorischen Teil vom 
Kapitalbezug auszuschliessen. Ähn-
lich sah es sein Parteikollege Gerold 

Büchel. Wenn man von einem libe-
ralen System spreche, dann müsse 
man es auch so handhaben, wie in 
den USA. Da spiele das System der 
Eigenverantwortung sehr wohl. 
«Wer da nicht vorsorgt, der schläft 
im Alter ganz einfach unter einer 
Brücke», betonte Gerold Büchel. Ei-
ne solche Politik passe nicht zu 
Liechtenstein, das sei klar. Aber: 
«Wir zwingen Leute dazu in ein Sys-

tem einzuzahlen und geben 
ihnen dann die Möglich-

keit, das gesamte Geld 
wieder zu beziehen.» 
Diese beiden Ansätze 
stünden sich gegen-
seitig im Weg. Er for-
derte die Regierung 
deshalb auf, den 

Punkt Kapitalbezug 
nochmals zu überden-

ken. Davon wollte Thomas 
Zwiefelhofer jedoch nicht viel 

wissen. «Wie im Bericht und Antrag 
ausgeführt, erachte ich derzeit eine 
Einschränkung des Kapitalbezuges 
nicht als angebracht. Hauptgründe 
sind die bislang nicht nachweisbare 
direkte Korrelation des Bezugs von 
Ergänzungsleistungen mit Kapital-
bezügern aus der zweiten Säule so-
wie dem Ansatz, dass nicht der po-
tenzielle Missbrauch Einzelner zu 
einer generellen Einschränkung 
führen sollte», erklärte der Wirt-
schaftsminister. 
Für prüfenswert hielt Thomas Zwie-
felhofer jedoch den Vorschlag von 
Manfred Batliner (FBP). Um den jun-
gen Menschen wenigstens die Mög-
lichkeit zum Kauf eines Hauses oder 
einer Wohnung zu bieten regte Batli-
ner an, analog zur Schweiz einen 
Kapitalvorbezug zum Immobilien-
kauf zu prüfen. Schliesslich sehe er 
sonst kaum eine Möglichkeit für jun-
ge Leute, in Liechtenstein zu Wohn-
eigenheim zu kommen.

Der FBP-Abgeordnete Eugen Nägele wunderte sich über das Desinteresse der 
Bevölkerung über die Reform der betrieblichen Personalvorsorge. (Fotos: Vollmar)

Die Mindestbeiträge sollen auf neu min-
destens acht Prozent angehoben wer-

den. Eine völlig unbestreitbare Mindest-
massnahme. Weiter soll der Freibetrag 
komplett abgeschafft werden. Dies wirkt 
sich ausgesprochen positiv auf Geringver-
diener aus, allerdings auch auf Hochlohn-
bezüger. Deren versichertes Gehalt und 
damit das zu erwartende Altersguthaben 
werden noch weiter ansteigen – eine 
durchaus zu hinterfragende Entwicklung. 
Die betragliche Herabsetzung der Eintritts-
schwelle hilft insbesondere den Geringst-
verdienenden. Die Senkung des Alters, ab 
dem die Vorsorgepflicht beginnen soll, ver-
längert die Versicherungskarriere um vier 
Jahre. Dies erachte ich als sehr zielführend. 
Mit diesen Massnahmen beabsichtigt die 
Regierung, dem Grundübel zu Leibe zu rü-
cken, nämlich dem absehbar zu geringen 
Kapital bei Eintritt ins Rentenalter. Das ist 
das wirkliche Problem und nicht die nach-
gelagerte Frage, ob Kapitalbezug oder 
Rente. Eine Einschränkung des Kapitalbe-
zugs beraubt die Versicherten um ihre Ent-
scheidungsfreiheit und  die Planungssi-
cherheit über ihr Geld. 

Christoph Wenaweser (VU)

Das Leistungsniveau in der betrieblichen 
Personalvorsorge soll erhöht werden – 

das ist das Ziel der Regierung und es ist 
ganz explizit das Richtige. Es wird mit die-
ser Reform aber nicht erreicht, obwohl die 
Regierung einige wichtige Massnahmen 
setzt. Die Minimalbeiträge werden nicht 
generell angehoben: Das ist fahrlässig, 
denn die Kosten werden entstehen und 
letztlich durch die Allgemeinheit getragen 
werden müssen. Eine entscheidende Frage 
ist, ob bei Beiträgen von acht Prozent im 
Alter ein Auskommen möglich ist, ohne da-
bei Ergänzungsleistungen zu beziehen. Das 
ist schon heute nur schwer möglich und 
wird in Zukunft noch weniger möglich sein. 
Dies ist auch dadurch ersichtlich, dass sich 
Minimalversicherte je länger je mehr für 
den einmaligen Kapitalbezug entscheiden. 
Jetzt diesen aber einschränken zu wollen, 
wäre reine Symptombekämpfung. Wenn 
nämlich die Menschen bei Pensionsantritt 
zwischen einer angemessenen Rente und 
dem Kapitalbezug wählen könnten, würde 
die Entscheidung meist für die Rente aus-
fallen. Es gilt also sicherzustellen, dass ein 
genügender Kapitalstock vorhanden ist.  

Thomas Lageder (FL)

Die BPV sieht sich mit grossen Heraus-
forderungen konfrontiert, diese sind 

jetzt anzugehen. Die Vorlage ist für die 
nachhaltige Sicherung und Erhaltung des 
liechtensteinischen Sozialversicherungs-
systems von grosser Bedeutung ist. Ein 
Ziel ist es, die Leistungen aus der zweiten 
Säule zu sichern und das Leistungsniveau 
zu erhöhen. Am einfachsten wäre eine Er-
höhung der Beitragssätze gewesen. Die 
Regierung hat sich bewusst gegen diesen 
Weg entschieden. Entsprechend sieht die 
Vorlage ein Bündel von Massnahmen vor, 
welches eine signifikante Erhöhung der Al-
tersguthaben bewirken wird. Es ist unbe-
streitbar, dass das Bündel zu höheren 
Lohnnebenkosten führen wird. Die Regie-
rung ist sich bewusst, dass viele Arbeitge-
ber durch die schwierigen wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen gefordert werden. 
Eine Einschränkung des Kapitalbezuges ist 
nicht angebracht. Bisher ist eine direkte 
Korrelation zwischen dem Bezug von Er-
gänzungsleistungen und dem Kapitalbezug 
nicht nachweisbar. Zudem sollte  nicht der 
potenzielle Missbrauch durch Einzelne zu 
einer generellen Einschränkung führen.

Thomas Zwiefelhofer (VU)
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